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Beschlussvorschlag:
Der Rat beschliel3t nach Vorberatung des Ausschusses fur Umwelt- und Klimaschutz die Altklei-
dersammlung in der Stadt Hilden ab dem 01.01.2022 rechtskonform neu zu organisieren.

1. Rahmenkonzept fur Abfalldepotcontainer in der Stadt Hilden:

Zur Vermeidung einer Ubermdoblierung des offentlichen Verkehrsraumes, der negativen Beein-
flussung des Orts- und Stadtbildes und der Vermeidung von Verunreinigungen durch Uberfiil-
lungen und Beistellungen von losen und eingepackten Abféllen (z.B. Alttextilien, Pappe und
Kartons) werden auf offentlichen Verkehrsflachen im Stadtgebiet von Hilden fir die Abfallsamm-
lung nur noch Depotcontainerstandorte fur Altglas zugelassen und genehmigt.

Ziel ist ein flachendeckendes Netz von ca. 80 Glascontainerstandorten im Stadtgebiet, um pro
Standort ca. 700 Einwohner anzuschlie3en. Dies ist eine notwendige abfallwirtschaftliche Maf3-
nahme, damit Altglas zu einem hohen Prozentsatz erfasst und verwertet werden kann.

Dabei wird zunachst eine Grobpositionierung zugrunde gelegt, die davon ausgeht, ein fuRlaufi-
ges Umfeld von 200 - 300 m abzudecken. Es gilt der Grundsatz, dass Depotcontainer dort auf-
gestellt werden, wo die Wertstoffe anfallen - also in und nicht am Rande oder auf3erhalb von
Wohngebieten. Des Weiteren wird auf eine Feinpositionierung geachtet, die folgende Punkte
weitestgehend beriicksichtigt:

Einzugsgebiet (gute Erreichbarkeit, burgernahe Positionierung, zentrale Einrichtungen)
Verkehrssicherheit (Verkehrs- und Sichtbehinderungen an Kreuzungen, Parkmdglichkeiten)
Abfuhrlogistik (Abmessungen des Sammelfahrzeuges, Kranreichweite, Hohe, Standflache)
Offtl. Flache (es sind offentliche Flachen zu wahlen, Parkstreifen, breite Blirgersteige etc.)
Standfestigkeit (befestigte Flachen, Wasserabfluss, Wintertauglichkeit)

Schutz der Umgebung (Baumkronen, Baumscheiben, Kanalschachte, Kur- und Klinikbereiche)
Planungsvorgaben (Bebauungsplan, Denkmalschutz, Depotcontainernetzplanung)
Schutz vor Larm (Larmgeminderte Altglascontainer, Mindestabstande nach VDI 2058 — min. 12 m)

Die nach diesem Sondernutzungskonzept festgelegten Glascontainerstandorte werden regel-
malRig im aktuellen Abfallkalender der Stadt Hilden aufgelistet.

Mit diesem Beschluss werden keine stralenrechtlichen Sondernutzungserlaubnisse fir Altklei-
dersammelcontainer oder Container flr andere Abfallarten im 6ffentlichen StraRenraum mehr
erteilt.

2. Organisation der Altkleidererfassung in der Stadt Hilden ab dem 01.01.2022:

Die offentliche Erfassung von Altkleidern soll ab dem 01.01.2022 zentral im Bringsystem Uber
den Wertstoffhof der Stadt Hilden erfolgen.

Gesammelte Altkleider konnen dann werktaglich zu den Offnungszeiten des Wertstoffhofes kos-
tenlos abgegeben werden.

Die Verwaltung wird beauftragt, den Vertrag mit der Arbeitsgemeinschaft der drei karitativen
Verbanden (Rotes Kreuz, Malteser, Johanniter) tber die Altkleidersammlung in der Stadt Hilden
fristgerecht zum 31.12.2021 zu kindigen.

Die karitativen Trager und Kleiderkammern dirfen Altkleider in ihren Geschaftsraumen, auf ih-
ren Betriebsgrundstiicken und weiteren privaten Grundstiicken weiterhin sammeln und ver-
markten, was von der Stadt Hilden ausdriicklich unterstitzt und im Abfallkalender beworben
wird.
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Erlduterungen und Begrindungen:
Vorbemerkung:

Die Verwaltung weist darauf hin, dass die in dieser Sitzungsvorlage erlauterten Sachverhalte mit
den drei karitativen Verbanden, die seit Jahren mit der Altkleidersammlung in Hilden beauftragt
sind, erdrtert und abgestimmt wurden. Die Ansprechpartner von Rotem Kreuz, Maltesern und Jo-
hannitern bedauern zwar den Verlust erheblicher Einnahmen, unterstitzen aber den Verwaltungs-
vorschlag zur zukuinftigen Ausrichtung der Altkleidersammlung in der Stadt Hilden, da das Urteil
des Verwaltungsgerichts zum Verfahren Eurocycle ./. Stadt Hilden die Fortfihrung der bisher ge-
tbten Praxis unmdglich gemacht hat.

Altkleidersammlung in der Stadt Hilden:

In der Stadt Hilden werden einer Arbeitsgemeinschaft der ortsansassigen karitativen Verbande seit
vielen Jahren ca. 80 Standplatze fir die Aufstellung von Altkleidercontainern kostenlos zur Verfi-
gung gestellt. Grundlage hierfir waren diverse Beratungen in den Fachausschiissen und entspre-
chende Beschliusse des Rates der Stadt Hilden. Zuletzt wurde der Sachstand dem Rat im Februar
2011 in der Sitzungsvorlage WP 09-14 SV 68/025 zur Entscheidung vorgelegt.

Die Altkleidersammelcontainer werden aber nicht von der Arbeitsgemeinschaft selbst betrieben,
sondern die Vereine haben mit der Aufstellung und den Betrieb der Altkleidersammelcontainer eine
gewerbliche Firma beauftragt.

In den Erlauterungen der Sitzungsvorlage WP 09-14 SV 68/025 wurden seinerzeit zwei mogliche
Modelle zur Altkleidererfassung beschrieben.

Einerseits die Beauftragung eines Privatunternehmens mit Erlosbeteiligung bzw. Einnahmen aus
Standplatzgebihren und andererseits die Direktbeauftragung einer Arbeitsgemeinschaft dreier in
Hilden ansassiger karitativen Verbénde ohne eine Erldsbeteiligung fur die Stadt und unter Freistel-
lung von Sondernutzungsgebihren gem. § 15 der Satzung tber Erlaubnisse und Gebuhren fir
Sondernutzungen an 6ffentlichen StralRen.

Als Begrundung fiir den damals gefassten Beschluss zur zweiten Vorgehensweise wurde ange-
fuhrt:

Die Direktbeauftragung der karitativen Organisationen stellt die sozialpolitisch gewlinschte und
sicherlich auch in der Offentlichkeit mit Mehrheit getragene Variante dar. Sie fihrt den Einrichtun-
gen Erlose zu, die sie fir ihre karitative Arbeit verwenden und die somit der Allgemeinheit zu Gute
kommen. Der Abfallwirtschaftsbetrieb profitiert von der geringeren Menge des Abfalls zur Beseiti-
gung.

Bei einer Vergabe an einen kommerziellen Sammler kbnnte neben der Reduzierung der Abfall-
menge zwar ein zusatzliches Entgelt erzielt werden. Durch die intensive Sammelform wiirde je-
doch den Karitativen das “Standbein Altkleidersammlung® weitestgehend entzogen.

Der Verzicht auf mdgliche Einnahmen in Form von Umsatzbeteiligungen und / oder Standplatzent-
gelten bei einer Vergabe an die karitativen Organisationen wurde in Stellungnahmen des Rechts-
und Rechnungsprufungsamtes seinerzeit in Hinblick auf gebuhrenrechtliche Regelungen des KAG
kritisch gesehen.
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Klage der Fa. Eurocycle gegen die Stadt Hilden:

Derzeit ergibt sich nun eine neue Situation bezuglich der Altkleidersammlung in der Stadt Hilden.
Die Fa. Eurocycle mit Sitz in Eschborn hat am 02.04.2019 eine Sondernutzungserlaubnis zur Auf-
stellung von 26 Altkleidercontainern im Stadtgebiet von Hilden fur 3 Jahre beantragt. Die Stadt
Hilden lehnte diesen Antrag mit Bescheid vom 08.05.2019 ab. Die Fa. Eurocycle habe die Standor-
te nicht hinreichend konkretisiert. Zudem habe der Rat der Stadt Hilden mehrfach ortsanséassige
karitative Organisationen mit der flachendeckenden Erfassung von Alttextilien an tGber 80 Standor-
ten beauftragt. Im Bescheid wurde auch ausgefihrt, dass kein rechtlicher Grund bestehe, die be-
stehenden Erlaubnisbescheide zu widerrufen.

Die Fa. Eurocycle hat daraufhin 24 Standorte 6rtlich konkretisiert und darauf hingewiesen, dass es
ermessensfehlerhaft sei, nur karitativen Organisationen tber einen derartig langen Zeitraum zu
beginstigen und alle anderen Bewerber abzulehnen.

Die Stadt Hilden wies diesen erneuten Antrag mit dem Hinweis auf die ergangenen Ratsbeschlis-
se erneut ab. Sie war hier der Auffassung, es sei nicht ermessensfehlerhaft, Antrage auf Son-
dernutzung mit der Begriindung abzulehnen, fiir die beantragten Standorte seien bereits einem
Dritten Erlaubnisse erteilt worden.

e Die geschilderte Ausgangslage war sodann Gegenstand des Klageverfahrens vor dem Verwal-
tungsgericht in Disseldorf im November 2020. Das Verwaltungsgericht entschied zugunsten
der klagenden Eurocycle GmbH mit folgenden grundséatzlichen Erwéagungen, die auch die aktu-
elle Rechtsprechung widerspiegeln (siehe Anlage VG Dusseldorf Urteil 16 K 4461/19):

¢ Grundsatzlich steht demnach die Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis im pflichtgeméaRen
Ermessen der zustandigen Behorde. Rechtliche Grundlage hierfir ist der 8 18 Abs. 1 Satz 2
StrwG NRW. Danach bedarf die Benutzung o6ffentlicher Straf3en Giber den Gemeingebrauch
hinaus der Erlaubnis der StralRenbaubehdrde (Sondernutzung). Es besteht kein allgemeiner
Rechtsanspruch darauf, Sammelcontainer auf 6ffentlichen Verkehrsflachen aufstellen zu diir-
fen. Allerdings besteht ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung der Behorde.

¢ Die behordliche Ermessensausiibung hat sich bei der Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis
an Grinden zu orientieren, die einen sachlichen Bezug zur StrafRe haben. Hierzu zahlen insbe-
sondere die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der einwandfreie StraRenzustand, der
Ausgleich zeitlich und ortlich gegenlaufiger Interessen verschiedener StralRenbenutzer und
Stral3enanlieger (etwa Schutz vor Abgasen, Larm und sonstigen Stérungen) oder Belange des
StralRen- und Stadtbildes, d.h. baugestalterische oder stadtebauliche Vorstellungen mit Bezug
zur StraRe (etwa Vermeidung einer Ubermdblierung des offentlichen StraRenraumes, Schutz
eines bestimmten Stral3en- oder Platzbildes).

¢ Demgegeniber ist eine Orientierung an sozialen Belangen, wie etwa der Gemeinnutzigkeit ei-
nes Antragstellers, nach der Rechtsprechung keine zuldssige Ermessenserwagung.

Das heif3t, es wurde deutlich festgestellt, dass die bisherige Hildener Praxis nicht rechtskonform
ist.

Modelle zur zukunftigen Altkleidersammlung in der Stadt Hilden:

Als Folge des Urteils des Verwaltungsgerichts muss die Altkleidersammlung in der Stadt Hilden
neu organisiert werden. Die Verwaltung hat hierzu Varianten und Konzepte erarbeitet, die hiermit
dem Rat zur Beratung vorgelegt werden. Ein Ziel des zukuinftigen Altkleiderkonzepts ist und bleibt
die Abwehr der aus Sicht der Verwaltung tberwiegend negativen Folgen gewerblicher Sammlun-
gen.
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Gebietskdrperschaften und Fachkreisen sind die Methoden und Arbeitsweisen vieler gewerblicher
Altkleidersammler seit Jahren bekannt. Mittlerweile findet aber auch die breite Offentlichkeit Zu-
gang zu diesem Thema in Presse, Funk und Fernsehen. Anbei ein Link zu einem SWR Markt-
check aus dem Jahr 2017, der heute noch aktueller ist als im Erscheinungsjahr:

SWR Marktcheck https://www.youtube.com/watch?v=8S|Nh5IwKp8

Sie schiel3en vielerorts wie Pilze aus dem Boden: Altkleidercontainer, wohin man schaut - auf
Parkplatzen, Gehwegen, Grinflachen. Wahrend viele Verbraucher glauben, sie wirden mit ih-
ren Kleiderspenden Notdurftige unterstiitzen, kassieren Geschaftsleute Millionen. Mit nicht ge-
nehmigten Containern tberziehen private Sammelunternehmen ganze Landkreise. Die Kom-
munen stehen dem Treiben machtlos gegeniiber. MARKTCHECK deckt auf, wie viel Geld sich
mit gebrauchter Kleidung machen lasst und zeigt, was tatsachlich mit unseren Altkleidern pas-
siert.

AulRerdem zeigen die bisherigen Erfahrungen, dass der 6ffentlichen StraRenraum im Umfeld von
Altkleidercontainer, die von gewerblichen Sammlern im 6ffentlichen Raum aufgestellt wurden,
durch mangeinde Pflege und Unterhaltung in zunehmenden Mal3e beeintrachtigt und verschmutzt
wird.

Die Verwaltung mochte zudem die Hildener karitativen Verbéande im Rahmen ihrer Mdglichkeiten
unterstiitzen und bei der kiinftigen Altkleidersammlung mdglichst umfangreich einbinden.

Im Folgenden stellt die Verwaltung dem Rat drei alternative Moglichkeiten der Altkleidererfassung
vor:

1. Der Zentrale Bauhof konnte die Altkleider als eigene abfallwirtschaftliche Leistung Uber die
bisherigen Sammelstandorte selbst erbringen; d.h. in Verantwortung der Stadt werden im 6f-
fentlichen Verkehrsraum ausschlieRlich stadtische Sammelcontainer aufgestellt und betrieben.
Dies galt bislang als geeignete MalRBhahme, um gewerbliche Sammlungen abwehren zu kon-
nen. Gleichzeitig kdnnten je nach Marktlage Einnahmen fir den Gebihrenhaushalt generiert
werden.

2. Die Altkleidersammlung kénnte als Dienstleistungskonzession ausgeschrieben und vergeben
werden. Die Stadt kdnnte dadurch Sondernutzungsentgelte einnehmen und das Vermarktungs-
risiko lage beim Nutzungsberechtigten. Eine Dienstleistungskonzession sollte méglichst Gber
mehrere Jahre an einen zuverlassigen Sammler / Betrieb rechtssicher vergeben werden.

3. Die Stadt Hilden kénnte Altkleider nur noch tber den Wertstoffhof und ggfs. tber private Ein-
richtungen wie Kleiderkammern und sonstige Logistikstandorte der karitativen Vereine erfas-
sen und auf eine stadtweite flachendeckende Sammlung mittels Altkleidercontainern verzich-
ten.

Grundlage fir eine rechtskonforme Altkleidererfassung ist grundsatzlich ein entsprechendes vom
Rat beschlossenes stadtebauliches Rahmenkonzept fur die Aufstellung oder auch Nicht-
Aufstellung von Sammelcontainern im 6ffentlichen Straldenraum.

Bisher hat der Rat dieses dahingehend beschlossen, dass die Aufstellung von Altkleidercontainern
nur an den Depotcontainerstandorten fur Glascontainer zugelassen werden sollen. Aufgrund der
rechtlichen Rahmenbedingungen - verdeutlicht durch das oben dargestellte Urteil - bedarf es aber
eines weitergehenden Konzeptes, in dem die Anzahl und die Standorte von Sammelcontainern
konkret begrenzt bzw. benannt werden.


https://www.youtube.com/watch?v=8SjNh5IwKp8
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Die drei Modelle wurden durch eine Fachkanzlei fiir Abfallwirtschaft - Kanzlei Gal3ner, Groth, Sie-
derer & Coll. (GGSC) - im Auftrag der Stadt Hilden auf ihnre Rechtssicherheit geprtft und wie folgt
kommentiert:

Erfassungsmodell 1

,Mit der Durchflihrung der Altkleidersammlung durch die Stadt Hilden selbst oder einen geméal §
22 KrWG beauftragten Dritten (Handlungsvariante 1) sind die gréf3ten Rechtsunsicherheiten ver-
bunden. Das Abfallrecht lasst gemal} § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 bzw. 4 KrWG neben den Sammlun-
gen des offentlich-rechtlichen Entsorgungstragers auch gemeinnitzige und gewerbliche Samm-
lungen zu, eine vollsténdige Durchfuhrung der Altkleidersammlung allein durch die Stadt Hilden ist
daher nicht méglich.”

Erfassungsmodell 2

,Die Vergabe einer Dienstleistungskonzession ist rechtlich méglich. Solange sichergestellt ist, dass
kein Dienstleistungsauftrag vorliegt, unterliegt die Vergabe einer Dienstleistungskonzession nicht
dem Risiko eines Nachprifungsverfahrens. Zu beachten ist jedoch, dass die Wirtschaftlichkeit des
Angebots bei der Auswahl des Bieters Vorrang hat. Auch ein méglicherweise ,unliebsamer” Bieter
kénnte am Ende mit der Altkleidersammlung beauftragt werden (mtissen).”

Erfassungsmodell 3

,Die ausschlief3liche Altkleidersammlung am Wertstoffhof der Stadt Hilden wiirde eine gute Mog-
lichkeit darstellen, gewerbliche Sammlungen auf 6ffentlichen Flachen vollstandig auszuschlieRen
und dem Problem der Vermullung der Depotcontainerstandorte im 6ffentlichen Stralenraum zu
begegnen. Eine Ubermoblierung des offentlichen Verkehrsraumes kann so nicht entstehen. Es
wirde eine einfache Handhabung fur die Ablehnung von Sondernutzungsantragen geschaffen.“

Empfehlung der Verwaltung zur zukiinftigen Ausrichtung der Altkleidersammlung:

Da der Altkleidermarkt schon seit Jahren (nicht erst seit der Corona-Pandemie) am Boden liegt
und die wilde und unerlaubte Aufstellung von Altkleidercontainern in den letzten Jahren deutlich
zunimmt, empfiehlt die Verwaltung in Abstimmung mit den drei karitativen Vereinen der bisher
beauftragten Arbeitsgemeinschaft aus folgenden Grinden die Alternative 3:

¢ Die Rechtslage bei der Altkleidererfassung in einem Gemenge aus gewerblichen und gemein-
nitzigen Sammlern ist zunehmend undurchsichtig.

e Durch den vermehrten Zutritt von nicht genehmigten Sammlungen und wild aufgestellten Alt-
kleidercontainern entsteht eine kaum noch kontrollierbare Situation.

o Die Altkleidersammler sehen sich zunehmend mit nicht verwertbarer Billigmode konfrontiert.
Der Absatz dieser Billigware ist weltweit kaum noch méglich.

e Zudem werden neben Billigtextilien immer mehr Hausmiilleinwirfe in den Altkleidercontainern
registriert.

e Mittlerweile nehmen immer mehr Modeketten und Textilunternehmen Altkleider in ihren Filialen
an. Die Rechtsprechung erlaubt eingeschréankt auch die Riicknahme von gattungsgleichen Alt-
kleidern anderer Hersteller.

¢ Ein hochwertiger Altkleiderkreislauf findet auch im Internet immer mehr Anhanger. Kleiderpor-
tale bieten teilweise fir hochwertige Altkleider noch gute Erlose.
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¢ Neben einer konzentrierten Altkleidererfassung tiber den werktaglich gedffneten Wertstoffhof,
durfen auch die bekannten karitative Trager und Kleiderkammern in ihren Geschaftsraumen
bzw. auf ihren Betriebsgrundstiicken weiterhin Altkleider sammeln und vermarkten.

o Durch die aufgezeigten Erfassungswege wird auch der Abfallhierarchie des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes (Wiederverwendung vor Wiederverwertung bzw. hochwertige Verwertung) ge-
nuge getan. Durch die zentrale, personaliiberwachte und besser kontrollierte Erfassung wird
der Anteil an wiederverwendbaren und héherwertig verwertbaren Alttextilien steigen.

e Durch das neu beschlossene Sondernutzungskonzept wird sowohl das Orts- und Stadtbild als
auch die Sauberkeit an den 80 Glascontainerstandorten im Hildener Stadtgebiet deutlich profi-
tieren. Einer Ubermoblierung wird entgegengewirkt und es werden weniger StraRenflachen
(Gehwege, Platzflachen, Parkstreifen etc.) in Anspruch genommen werden.

e SchlieRlich werden auch die Anlieger der Depotcontainerstandorte durch den Abzug der Alt-
kleidercontainer entlastet, da Larm, Abgase und ggfs. sogar Verkehrsgefahrdungen durch das
Anfahren der Standorte mit PKW reduziert werden.

Durch die kompakte Hildener Bebauungsstruktur ist der werktaglich gedffnete Wertstoffhof schnell
und gut erreichbar. Die durchschnittliche Anfahrt liegt bei ca. 3 Km und weniger als 10 Minuten.
Lediglich von den Stadtgrenzen im Siiden und Osten sind es ca. 5 Km und knapp tber 10 Minuten.
Dies stellt im Vergleich zu vielen anderen Gebietskdrperschaften eine sehr gute Erreichbarkeit dar.

Die Akzeptanz einer veranderten hochwertigeren Altkleidererfassung kann und muss durch inten-
sive und regelmaRige Offentlichkeitsarbeit unterstitzt und geférdert werden.

Da Altkleider (ca. 280 to / a) nicht wie Altglas (ca. 1.400 to / a) taglich oder wochentlich, sondern
eher 2 bis 3 mal im Jahr entsorgt werden, ist ein haushaltsnahes Erfassungsnetz an den 80 Alt-
glascontainerstandorten - mit allen aufgefiihrten Nachteilen - auch deutlich tiberdimensioniert und
unwirtschaftlich.

Nach der Rechtsprechung des OVG NRW ist die pauschale Ablehnung aller Sondernutzungsan-
trage (aul3er in atypischen Fallen, in denen eine Ermessensentscheidung erfolgen kann) zul&assig.
Voraussetzung davon ware, dass dies auf einem Beschluss des Rats der Stadt Hilden zu einem
Rahmenkonzept beruht. Das Ordnungsamt diirfte sich an solchen Ermessensrichtlinien orientie-
ren.

Zu beachten ist bei dieser Variante jedoch, dass die Gewerbefreiheit der gewerblichen Sammelun-
ternehmen bestehen bliebe, auch wenn die Aufstellung von Altkleidercontainern im offentlichen
Verkehrsraum nicht mehr moglich ware. Dadurch ware die Aufstellung auch gewerblicher Altklei-
dersammelcontainer auf privaten Grundstticken, beispielsweise auf Supermarktparkplatzen, wei-
terhin moglich. Au3erdem durfen die privaten Sammler auch auf andere Formen der Altkleider-
sammlung, wie Haustirsammlungen, zurlickgreifen.

Zudem ist leider wahrscheinlich, dass gebrauchte Kleidung auch haufiger wieder in der Restmuill-
tonne entsorgt wiirde. Nach Auffassung der Verwaltung trifft dies aber eher auf minderwertige
Kleidung und Textilien zu. Damit wirde dieser Anteil dann thermisch verwertet.
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Derzeit sammeln die drei karitativen Organisationen an den 80 Depotcontainerstandorten (Altglas
und Altkleider) ca. 280 to Altkleider im Jahr. Die Verwaltung schatzt, dass diese Menge durch eine
Umstellung der Sammlung (Erfassung nur tiber den Wertstoffhof) in den ersten Jahren auf ca. 150
- 200 to sinken wird. Daneben werden aber auch zusétzliche - hochwertigere - Mengen an Altklei-
der Uber die privaten Standorte der Karitativen sowie Kleiderkammern (und ahnliche Einrichtun-
gen) erfasst werden. Die Verwaltung sieht hier ein Potential von tber 50 to pro Jahr.

Weitere Hinweise:

Die Modalitaten der Verwertung / Vermarktung der auf dem Wertstoffhof erfassten Alttextilien muss
nach Beschluss durch den Rat noch mit der Unteren Abfallwirtschaftsbehdrde des Kreises Mett-
mann abgestimmt werden. Der Kreis Mettmann ist fur die Verwertung und Entsorgung von Abfallen
offentlich-rechtlicher-Entsorgungstrager (ORE).

Alle in dieser Sitzungsvorlage erérterten Sachverhalte sind mit der Arbeitsgemeinschaft der drei
karitativen Hildener Organisationen ausfihrlich besprochen worden. Die Ansprechpartner von Ro-
tem Kreuz, Maltesern und Johannitern akzeptieren und unterstiitzen den Vorschlag der Verwal-
tung, die ,6ffentliche® Altkleidersammlung zukinftig nur noch tUber den Hildener Wertstoffhof zu
organisieren. Sie machen aber darauf aufmerksam, dass ihnen dadurch jahrlich Einnahmen zwi-
schen 25.000 Euro und 35.000 Euro fehlen, die sie bisher von ihrem gewerblichen Auftragnehmer
erlést haben. Vor diesem Hintergrund begrif3en und prifen die karitativen Vereine die Moglichkeit,
kinftig Altkleider auf ihren Betriebsstandorten oder anderen privaten Flachen anzunehmen und zu
vermarkten, um weiterhin Einnahmen zu generieren, auch wenn diese sicherlich nicht in der heute
generierten Hohe liegen. Mit dem Ausschluss der Aufstellung von Altkleidersammelcontainern auf
offentlichen Verkehrsflachen reduziert sich die Konkurrenz fir ihre privaten Sammelstationen.

Die Verwaltung mochte an dieser Stelle erwahnen, dass es bei einer Entscheidung fir die Variante
3 sicherlich einige Wochen oder auch Monate zu Umstellungsproblemen kommen kann. Einige
Birger und Birgerinnen werden zunachst aus alter Gewohnheit ihre Altkleidersacke weiterhin an
den Glascontainerstandorten abstellen. Die Verwaltung wird den Umstellungsprozess aber intensiv
Uber den Abfallkalender, die Presse und andere Medien propagieren und begleiten.

Die Glascontainerstandorte werden durch den Zentralen Bauhof i.d.R. 1 bis 2 mal pro Woche ge-
reinigt. Nach Bedarf wird dies in der Ubergangsphase dann auch haufiger geschehen.

gez.
Dr. Pommer
Burgermeister

Klimarelevanz:

Durch die zentrale Erfassung der Altkleider auf dem Wertstoffhof der Stadt Hilden und ggfs. an den
Betriebsstandorten der karitativen Verbande werden deutlich weniger Entsorgungsfahrten mit (mit-
tel) schweren Sammelfahrzeugen notwendig. Derzeit fahrt ein LKW wochentlich die ca. 80 Altklei-
dercontainer an und ladt das Sammelgut im Stadtgebiet ein. Zukiinftig wird eine Entsorgungsfahrt
pro Woche das bebaute Stadtgebiet nicht mehr tangieren. Die Burger und Birgerinnen, die ihre
Altkleider nun 1 bis 3 mal im Jahr zum Wertstoffhof bringen, werden dies i.d.R. mit der Anlieferung
anderer Abfélle bzw. Wertstoffe zusammenlegen, so dass diesbeziiglich keine zusatzlichen Um-
weltbelastungen zu erwarten sind.

Dagegen werden die Anlieger der Containerstandorte durch den Abzug der Altkleidercontainer
entlastet, da Larm, Abgase und sonstige Stérungen um diese Anlieferungen reduziert werden.
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Finanzielle Auswirkungen

Produktnummer / -bezeichnung 110202 Abfallwirtschaft
Investitions-Nr./ -bezeichnung:

Pflichtaufgabe oder Pflicht- freiwillige

freiwillige Leistung/MaRnahme aufgabe (hier ankreuzen) | Leistung (hier ankreuzen)

Folgende Mittel sind im Ergebnis-/ Finanzplan veranschlagt:
(Ertrag und Aufwand im Ergebnishaushalt / Einzahlungen und Auszahlungen bei Investitionen)

Haushaltsjahr | Kostentrdger/ Investitions-Nr. | Konto Bezeichnung Betrag €

Aus der Sitzungsvorlage ergeben sich folgende neue Ansatze:
(Ertrag und Aufwand im Ergebnishaushalt / Einzahlungen und Auszahlungen bei Investitionen)

Haushaltsjahr | Kostentrdger/ Investitions-Nr. | Konto Bezeichnung Betrag €

2022 Neu anzulegen 442100

Es ist mit folgenden finanziellen Auswirkungen zu rechnen:

Einnahme 2022: geschétzt 150 to > 3 to pro Woche > Erl6s aus Vermarktung bei Marktpreis
150 € > 22.500 €

Ausgabe 2022: geschatzt 150 to > 3 to pro Woche > Transportkosten 52 Wo. x 2 Std. x 105
€>10.920 €

Mit etwas hoheren Kosten ware bei einer Abholung der Sammelware durch den Verwerter zu
rechnen.

Die Erlose werden den Abfallgebiihren zugerechnet.

Bei Uber-/auRerplanmé&Rigem Aufwand oder investiver Auszahlung ist die Deckung
gewahrleistet durch:

Haushaltsjahr | Kostentrager/ Investitions-Nr. | Konto Bezeichnung Betrag €
Stehen Mittel aus entsprechenden Programmen des Landes, ja nein
Bundes oder der EU zur Verfugung? (ja/nein)

(hier ankreuzen) (hier ankreuzen)

Freiwillige wiederkehrende MaRnahmen sind auf drei Jahre befristet.
Die Befristung endet am: (Monat/Jahr)

Waurde die Zuschussgewéahrung Dritter durch den Antragstel- ja nein
ler geprift — siehe SV?

(hier ankreuzen) (hier ankreuzen)

Finanzierung/Vermerk Kammerer

Gez. Franke




Offentliche Sitzung

der 16. Kammer

des Verwaltungsgerichts
Disseldorf

16 K 4461/19

Anwesend:

Richterin am Sozialgericht
Reuter
als Einzelrichterin

Dusseldorf, den 18. November 2020

In dem verwaltungsgerichtlichen
Verfahren

der Eurocycle GmbH,
Mergenthaler Allee 10-12, 65760 Eschborn,

Klagerin,

Prozessbevollmachtigter:

Rechtsanwalt Dr. Eduard Penner,
Friedrich-Ebert-Strale 105, 35039 Marburg,
Gz.: Eurocycle ./. Hilden,

gegen

die Stadt Hilden, vertreten durch den
Biirgermeister der Stadt Hilden,

Am Rathaus 1, 40721 Hilden,

Gz.: 1/10.5-19096,

Beklagte,

erscheinen’nach Aufruf der Sache um
09.50 Uhr:

fur die Klagerin Rechtsanwalt Dr. Penner,

fur die Beklagte

Frau Kziuk unter Berufung auf die allgemein
hinterlegte Terminvollmacht sowie

Frau Karberg.

Die Einzelrichterin erdffnet die miindliche Verhandlung und tragt den wesentlichen

Inhalt der Akten vor.

Sodann wird zum Gegenstand der miindlichen Verhandlung die beigezogene
Verwaltungsakte der Beklagten gemacht.

Die Sach- und Rechtslage wird zwischen den Erschienenen erértert.

Die Vorsitzende gibt einen rechtlichen Hinweis.

Sodann beantragt der Prozessbevollmichtigte der Klagerin,

die Beklagte unter teilweiser Aufhebung des Bescheides vom
8.Mai 2019 zu verpflichten, den Antrag der Kldgerin vom
2. April 2019 beziiglich der Standorte Nr. 1, 3, 4, 5, 7, 9, 10, 12, 13,
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14, 15, 16, 19, 20, 21, 23, 24, 25 und 26 unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu bescheiden.

Die Beklagten'vertreterin beantragt,
die Klage abzuweisen.

Laut diktiert, vorgespielt und genehmigt.

Den Beteiligten wird Gelegenheit gegeben, ihre Antrége zu begriinden.

Sodann wird die mundliche Verhandlung geschlossen nachdem das Wort nicht mehr
gewiinscht wird.

Es ergeht folgender

Beschluss:

Eine Entscheidung wird den B'eteiligten gemal § 116 Abs. 2 VwGO
zugestellt.

Ende der miindlichen Verhandlung: 10.26 Uhr

Fur die Richtigkeit der Ubertragung
vom Tontrager

Reuther | ‘ Meincke

Verwaltungsgerichtsbeschaftigte
als Urkundsbeamtin der
Geschéftsstelle

Beglaubigt

Urkundsbeamter/in der Geschéftsstelle
Verwaltungsgericht Diisseldorf




VERWALTUNGSGERICHT DUSSELDORF

IM NAMEN DES VOLKES
URTEIL

16 K 4461/19

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren

der Eurocycle GmbH, Mergenthaler Allee 10-12, 65760 Eschborn,
Klagerin,

Prozessbevollmachtigter: Rechtsanwalt Dr. Eduard Penner, Friedrich-Ebert-
- Stralke 105, 35039 Marburg, Gz.: Eurocycle ./. Hilden,

gegen
die  Stadt Hilden, vertreten durch den Biirgermeister der Stadt Hilden, Am Rathaus 1,

40721 Hilden, Gz.: 1/10.5-190986,
Beklagte,

w e g e n StralRen- und Wegerechts

hat Richterin am Sozialgericht Reuter

als Einzelrichterin

der 16. Kammer des Verwaltungsgerichts Diisseldorf
auf Grund der miindlichen Verhandlung

vom 18. November 2020



fir Re ¢ ht erkannt:

Soweit die Klédgerin die Klage zuriickgenommen hat, wird das
Verfahren eingestellit,

Die Beklagte wird unter teilweiser Aufhebung des Bescheides vom 8.
Mai 2019 verpflichtet, den Antrag der Kldgerin vom 2. April 2019 zu
den Standorten 1, 3, 4, 5, 7, 9, 10, 12, 13, 14, 15, 16, 19, 20, 21, 23, 14,
25 und 26 unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts
erneut zu bescheiden.

Die Beklagte tragt 9/10 und die Kligerin 1/10 der Kosten des
Verfahrens.

Die Kostenentscheidung ist vorldufig vollstreckbar, Der jeweilige
Vollstreckungsschuldner darf die Vollstreckung gegen
Sicherheitsleistung in Héhe des beizutreibenden Betrages
abwenden, wenn nicht der jeweilige Vollstreckungsglaubiger vor der
Vollstreckung Sicherheit in derselben Héhe leistet,

Tatbestand:

Die Kldgerin stellt im Rahmen ihres Gewerbebetriebs Altkleidersammelcontainer auf, Mit
Schreiben vom 2. April 2019 beantragte sie bei der Beklagten eine
Sondernutzungserlaubnis zum Aufstellen von Sammelcontainern an 26 Standorten von
Altglassammelstellen fiir drei Jahre. Die Beklagte lehnte dies mit Bescheid vom 8. Mai
2019 ab. Die Klagerin habe die Standorte nicht hinreichend konkretisiert. Aber auch eine
Ermessensausiibung ware zu ihren Lasten ausgefallen. Der Rat habe mit Ratsbeschluss
vom 28. November 1998 sowie vom 6. Aprii 2011 ortsanséssigen karitativen
Organisationen mit der flichendeckenden Erfassung von Alttextilien und Altkleidern im
Rahmen der kommunalen Abfallwirtschaft beauftragt. Die Erfassung erfolge
flichendeckend iiber 80 Altkleidercontainer. Es bestehe kein rechtlicher Grund, die
bestehenden Erlaubnisbescheide zu widerrufen. Ein weiterer Bedarf bestehe damit nicht.
Weitere Altkleidercontainer fiihrten zu einer Uberméblierung.

Die Klégerin hat 24 Standorte konkretisiert und macht geltend, es gehe nicht darum, ob
Erlaubnisse zu widerrufen seien. Vielmehr sei es ermessensfehlerhaft, nur karikativen

Organisationen gleichsam iiber einen derart langen Zeitraum zu begiinstigen und alle
anderen Bewerber abzulehnen. -

Die Klagerin beantragt unter Klageriicknahme hinsichtlich zweier Standorte,

die Beklagte unter teilweiser Aufhebung des Bescheides vom 8. Mai
2019 zu verpflichten, ihren Antrag vom 2. April 2019 beziiglich der
Standorte Nr. 1, 3, 4, 5, 7, 9, 10, 12, 13, 14, 15, 16, 19, 20, 21, 23, 24, 25



und 26 unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu
bescheiden. -

Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Sie verweist auf die Begriindung in dem angefochtenen Bescheid und fiihrt ergénzend
aus, dass die tragenden Griinde fir die Ermessensausilbung sich ausschlieRlich an
strallenrechtlichen Erwédgungen orientierten. Auf das Konzept, das der Ausschuss fir
Landschaftspflege und Umweltschutz des Rates erarbeitet habe. Sie ist der Auffassung,
es sei nicht ermessensfehlerhaft, Antrdge auf Sondernutzungserlaubnisse mit der
Begriindung abzulehnen, fiir die beantragte Fldche sei bereits einem Dritten eine
Erlaubnis erteilt worden. Hier seien flr die beantragten Flachen bereits Erlaubnisse erteilt
worden, die widerrufen werden mussten. Ein Dritter habe aber kein subjektives Recht auf
einen solchen Widerruf.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird ergénzend auf den
Inhalt der Gerichtsakte sowie der beigezogenen Verwaltungsvorginge der Beklagten
Bezug genommen.

Entscheidungsgrinde:

Die Klage ist in dem noch aufrechterhaltenen Umfang begriindet.

Die Ablehnung ist rechtswidrig, soweit sie sich auf die anderweitige Vergabe der
begehrten Standplatze stiitzt.

Die Erteilung von Erlaubnissen, auf éffentlich gewidmeten Flachen Reststoffe zu sammeln,
sind die Anforderungen zu Dberiicksichtigen, die an die. Vergabe von
Dienstleistungskonzessionen zu richten sind.

Eine Dienstleistungskonzession ist gemaR Art. 1 Abs. 4 RL 2004/18 EG ein Vertrag, der

von einem &ffentlichen Dienstleistungsauftrag nur insoweit abweicht, als die
Gegenleistung fiir die Erbringung der Dienstleistung ausschlieRlich in dem Recht zur
Nutzung der Dienstleistung oder in diesem Recht zuziiglich der Zahlung eines Preises
besteht. Auch eine Dienstleistungskonzession dient damit der Beschaffung von Leistungen
(vgl. OLG Miinchen, Beschluss vom 25. Marz 2011, Verg. 4/11 — Juris). Er liegt vor, wenn
dem offentlichen Auftraggeber die Tétigkeit des beauftragten Unternehmens unmittelbar
oder mittelbar zu Gute kommt (vgl. OLG Minchen a.a.0.). Das ist bei der Sammlung von
Alttextilien insoweit der Fall, als mit ihr Abfélle zur Beseitigung vermieden werden. Ob
einer  Dienstleistungskonzession entgegensteht, dass die Beklagte als
Strallenbaulasttrager tatig wird und fiir. Aufgaben der Abfallentsorgung nur eingeschrénkt
zustandig ist oder ob der Auffassung zuzustimmen ist, dass die fehlende &ffentlich-
rechtliche Zustandigkeit einer Gemeinde fiir die abfallrechtliche Ubertragung des Rechts



zur Alttextilverwertung vergaberechtlich irrelevant sei (vgl. OLG Dusseldorf, Beschluss
vom 7. Marz 2012, VII-Verg 78/11 — Juris — Rn. 40 ), kann offenbleiben. Wenn eine Dienst-
leistungskonzession anzunehmen ware, wére die Beklagte bei ihrer Entscheidung insoweit
nicht frei, sondern miisste nach einem Verfahren vorgehen, das den Grundsétzen der
Gleichbehandlung und der Transparenz gerecht wird. Diese allgemeinen Grundsétze des
Vergaberechts sind sowohl dann zu beachten, wenn Ausschreibungen betroffen sind, die
unterhalb der Schwelle des Vergaberechts liegen, als auch dann, wenn
Dienstleistungskonzessionen betroffen sind, die fiir sich genommen dem Vergaberecht
nicht unmittelbar unterliegen (vgl. BGH, Urteil vom 30. August 2011 — XZR 55/10 — Juris
und OLG Disseldorf, Beschluss vom 7. Marz 2012 - VIl-Verg 78/11 — Juris). Lehnt man
die Annahme einer Dienstleistungskonzession ab, wére die Beklagte ebenfalls nicht in
ihrem Verhalten frei, weil sie in jedem Fall maBgeblich auf die Ausiibung der Grundrechte
der Wettbewerbs- und der Berufsfreiheit gem. Art. 2 Abs. 1, 12 Abs. 1 GG Einfluss nahme
(vgl. zur Zulassung konkurrierender Marktbeschicker BVerfG, NJW 2002, 3691, vgl. zur
Erteilung straBenrechtliche Erlaubnisse fir die Aufstellung von Textilcontainern OVG
Luneburg, Urteil vom 19, Februar 2015 — 7 LC 63/13 — Juris). Auch dann musste sie bei

ihrer Entscheidung also nach transparenten Kriterien unter Beachtung des allgemeinen
Gleichheitsslatzes verfahren.

Dem kann hier nicht entgegengehalten werden, dass sich die Beklagte dazu entschlossen
hat, Erlaubnisse von vornherein nur an ortsansdssige gemeinniitzige Organisationen zu
erteilen. Die in die Ermessenserwdgungen der  streitgegenstidndlichen
Ablehnungsentscheidung aufgenommene Praxis der Beklagten, entsprechend der
Regelungen des zwischen der Beklagten und den gemeinniitzigen Organisationen im Jahr
1998 geschlossenen Vertrags, der fiir Dritte bedeutet, dass ihnen regelmaRig keine
Sondernutzungserlaubnisse zu erteilen sind, im Ergebnis jedoch den gemeinnitzigen
Sammlern eine eigenverantwortliche Erfassung und Verwertung der im Stadtgebiet
anfallenden Alttextilien zu erméglichen, fithrt zu einer Ungleichbehandlung von
gemeinnitzigen und gewerblichen Sammlern, die gemessen am MaRstab des Art. 3 Abs.
1 GG durch die von der Beklagten angestellten Ermessenserwdgungen sachlich nicht

gerechtfertigt ist und hier Rechte der Kldgerin verletzt (vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai
2019 -11 A 2627/18 -).

Der Status einer gemeinnitzigen Organisation erlaubt nicht deren Besserstellung bei der
Vergabe von Standplétzen fiir Sammelcontainer. Denn ob die Sondernutzung durch einen
Altkleidersammelcontainer eines gemeinniitzigen oder gewerblichen Aufstellers erfolgt, ist
strallenrechtlich ohne Bedeutung. Das Sondernutzungsrecht ist in diesem Sinne
wirtschaft- und wettbewerbsneutral (vgl OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2019 — 11 A
2627/18 — Juris, Rn. 51).

Dass die Entscheidung zugunsten der ortsansassigen karitativen Organisationen seit
1998 den oben angefiihrten Kriterien eines transparenten Vergabeverfahrens entsprochen
hatte, wird weder vorgetragen noch ist dies sonst ersichtlich. SchlieRlich scheitert der
Anspruch auf Neubescheidung auch nicht daran, dass die Klagerin keinen Anspruch auf
Widerruf der dem DRK erteilten Erlaubnis geltend machen kann. Die Erschépfung der



Aufstellkapazitat rechtfertigt die Versagung effektiven Rechtsschutzes nicht. Wird ein
Anspruch auf Neubescheidung festgestellt, muss eine entsprechende Verpflichtung der
StraBenbehdrde ausgesprochen werden. Es ist an ihr, diese Verpflichtung umzusetzen
und gegebenenfalls eine einem Dritten erteilte Erlaubnis zu widerrufen oder
zurlickzunehmen oder eine privatrechtliche Vereinbarung zu kiindigen (vgl. zu der
entsprechenden Situation konkurrierender Marktbeschicker BVerfG, NJW 2002, 3691 f).

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, die Entscheidung zur vorlaufigen
Vollstreckbarkeit auf §§ 167 VwGO, 708 Nr. 11, 709, 711 ZPO. Griinde fiir eine Zulassung
der Berufung nach §§ 124a Abs. 1, 124 Abs. 2 Nr. 3, 4 VWGO Ilegen nicht vor.

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen dieses Urteil kann innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollstandigen Urteils bei dem Verwal-
tungsgericht Dlsseldorf (Bastionstraie 39, 40213 Dusseldorf oder Postfach 20 08 60, 40105 Diisseldorf)

schriftlich die Zulassung der Berufung beantragt werden. Der Antrag muss das angefochtene Urteil
bezeichnen,

Der Antrag kann auch als elektronisches Dokument nach MaRgabe des § 55a VwGO und der Verordnung
Uber die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und (ber das besondere
elektronische Behérdenpostfach (Elektronischer Rechtsverkehr-Verordnung — ERVV) eingereicht werden.

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des vollstandigen Urteils sind die Griinde darzulegen, aus
denen die Berufung zuzulassen ist.

Die Berufung ist nur zuzulassen,

wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,

wenn die Rechtssache besondere tatséchliche oder rechtliche ‘Schwierigkeiten aufweist,

wenn die Rechtssache grundsétzliche Bedeutung hat,

wenn das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts fiir das Land Nordrhein-Westfa-

len, des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der Obersten Gerichtshéfe des Bundes

oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder

5. wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht
wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

- o

Die Begriundung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist; bei dem
Oberverwaltungsgericht fur das Land Nordrhein-Westfalen (Aegidiikirchplatz 5, 48143 Minster oder
Postfach 6309, 48033 Minster) schriftich oder als elektronisches Dokument nach MaRgabe des
§ 55a VwGO und der ERVV einzureichen.

Uber den Antrag entscheidet das Oberverwaltungsgericht fur das Land Nordrhein-Westfalen.

Im  Berufungs- und Berufungszulassungsverfahren miissen sich die Beteiligten  durch
Prozessbevollmachtigte vertreten lassen. Dies gilt auch fur Prozesshandlungen, durch die das Verfahren
eingeleitet wird. Die Beteiligten kénnen sich durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europaischen Union, eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens Uber den européischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der
die Beféhigung zum Richteramt besitzt, als Bevollmachtigten vertreten lassen. Auf die zusatzlichen
Vertretungsmdglichkeiten fur Beh&rden und juristische Personen des &ffentlichen Rechts einschlieRlich der
von ihnen zur Erflllung ihrer &ffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschliisse wird hingewiesen (vgl.
§ 67 Abs. 4 Satz4 VWGO und §5Nr. 6 des Einfuhrungsgesetzes zum Rechtsdienstleistungsgesetz —
RDGEG -). Dariiber hinaus sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VWGO bezeichneten Personen und
Organisationen unter den dort genannten Voraussetzungen als Bevollméchtigte zugelassen.

Die Antragsschrift und die Zulassungsbegriindungsschrift sollen méglichst zweifach eingereicht werden. Im
Fall der Einreichung als elektronisches Dokument bedarf es keiner Abschriften.

Reuter



6

Beschluss:

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 52.500,- € festgesetzt.

Grinde:

Die Festsetzung des Streitwertes erfolgt nach § 52 Abs. 1 GKG (5.000,- € je Container, die
Summe ist im Hinblick auf den auf eine Neubescheidung beschrénkten Antrag um die
“Halfte zu ermaRigen).

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen den Streitwertbeschluss kann schriflich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschaftsstelle bei dem Verwaltungsgericht Disseldorf (BastionstraRe 39, 40213 Dilsseldorf oder
Postfach 20 08 60, 40105 Dusseldorf) Beschwerde eingelegt werden, tber die das Oberverwaltungsgericht
fur das Land Nordrhein-Westfalen in Miinster entscheidet, falls ihr nicht abgeholfen wird. '

Die Beschwerde kann auch als elektronisches Dokument nach MaRgabe des § 55a VWGO und der
Verordnung (ber die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und tber das
besondere elektronische Behérdenpostfach (Elektronischer Rechtsverkehr-Verordnung — ERVV) oder zu
Protokoll der Geschaftsstelle eingelegt werden; § 129a der Zivilprozessordnung gilt entsprechend.

Die Beschwerde ist nur zuléssig, wenn sie innerhalb von sechs Monaten eingelegt wird, nachdem die Ent-
scheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat; ist der
Streitwert spater als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann sie noch innerhalb
eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden.

Die Beschwerde ist nicht gegeben, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,-- Euro nicht tber-
steigt.

Die Beschwerdeschrift soll méglichst zweifach eingereicht werden. Im Fall der Einreichung als elektronisches
Dokument bedarf es keiner Abschriften.

War der Beschwerdefiihrer ohne sein Verschulden verhindert, die Frist einzuhalten, ist ihm auf Antrag von
dem Gericht, das uber die Beschwerde zu entscheiden hat, Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ge-
wahren, wenn er die Beschwerde binnen zwei Wochen nach der Beseitigung des Hindernisses einlegt und
die Tatsachen, welche die Wiedereinsetzung begriinden, glaubhaft macht. Nach Ablauf eines Jahres, von
dem Ende der versdumten Frist angerechnet, kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt werden.

Reuter

Beglaubigt

Urkundsbeamter/in der Geschéftsstelle
Verwaltungsgericht Diisseldorf




	Vorlagendokumente
	Deckblatt  
	Beschlussvorlage  
	VG Düsseldorf Urteil 16 K 4461-19 Eurocycle-Stadt Hilden  


